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Habe nun, ach! Wirtschaft, Philosophie,
 
Juristerei und Soziologie,
 
Und leider auch Politik
 
Durchaus studiert, mit heiem Bemhn.
 
Da steh ich nun, ich armer Tor!
 
Und bin so klug als wie zuvor
 
Jeder kennt die Monologe in Goethes „Faust“:
 
„Geschrieben steht: Im Anfang war das Wort!“
 
Und weiter geht es:
 
„Hier stock ich schon! Wer hilft mir weiter fort?“
 
Leider habe ich sehr spt „gestockt“ und zu lange „das Wort“ in mein Leben einflieen lassen: Bin Presse- und Regierungssprecher geworden, glaubte oft, mit Worten gegen Windmhlenflgel kmpfen zu knnen. Inzwischen wei ich:
 
„Ich kann das Wort so hoch unmglich schtzen,
 
Ich muss es anders bersetzen, …
 
Ist es der Sinn, der alles wirkt und schafft?
 
Es sollte stehn: Im Anfang war die Kraft!“
 
Ein von Goethe vielleicht etwas zu stiefmtterlich behandelter Kernsatz, denn ohne Kraft ist keine Bewegung mglich, und die Kraft ist es, die meistens fehlt. Um Vernderungen zu bewirken und Worte in Taten umzusetzen, muss man vor allem auch physisch und psychisch dazu in der Lage sein. Letztlich hatte der alte Geheimrat aber doch sehr richtig erkannt:
 
„Mir hilft der Geist! Auf einmal seh ich Rat
 
Und schreibe getrost: Im Anfang war die Tat!“
 
Mge es knftig mehr Menschen beschieden sein, Krfte zu mobilisieren, die zur Erneuerungen fhren! Nicht im Stile dumpf protestierender „Wutbrger“, sondern als Vernunftbrger, die gezielt vor gehen gegen die allgemeine Pflichtvergessenheit, gegen die Verantwortungsscheue von Politikern und Verwaltung und gegen die Verantwortungslosigkeit unserer Wohlstandsgesellschaft! - Um jedoch den hehren teutonischen Weisheiten des Verwaltungsjuristen Goethe ein wenig mehr Leichtigkeit zu verleihen, sei noch der Moralist und Skeptiker Erich Kstner zitiert, der Goethes Drama auf die eingngige Formel brachte: „Es gibt nichts Gutes, auer: man tut es!“
 

 
Es geht in diesem Buch nicht darum, den Stein der Weisen zu finden oder gar gefunden zu haben. Natrlich irre ich mich in vielem, und natrlich gibt es zu jedem Thema inzwischen profiliertere und ausfhrlichere Darstellungen. Ich bitte, meine Beitrge, Artikel und Erinnerungen aus 40jhriger politischer und Verwaltungsttigkeit daher vor allem als Anregungen zu verstehen, ber den Tellerrand hinaus zu schauen, sich selbst infrage zu stellen, Vorurteile immer wieder zu berprfen, kritisch und kreativ andere Sichtweisen zuzulassen, stndig nach neuen Lsungen zu suchen – und ggf. dafr zu kmpfen.
 

 
Betriebsblindheit gepaart mit Routine und Vernderungsngsten haben in den letzten Jahrzehnten gesellschaftliche Verkrustungen geschaffen, die immer schwerer aufzubrechen sind, und die Industriestaaten, namentlich Deutschland, in lhmende Zwangslagen gebracht haben, aus der sie sich nur noch sehr schwer befreien knnen. Es muss deshalb darum gehen, sich die geistige und wirtschaftliche Unabhngigkeit zu bewahren. Es mag trivial klingen, doch nur wer sein Herz nicht an materielle Gter hngt, wer Reklame ignoriert, wer Sachzwnge belchelt, nur der bewahrt sich die geistige Freiheit und Frische, die eine Gesellschaft braucht, um sich zu erneuern und zu entwickeln.
 


    
        Von einem der auszog, die Macht zu suchen

    
 
… und er beschloss, Politiker zu werden - und das besonders schnell: Klassensprecher, Schulsprecher, Geschftsfhrer des Stadtschlerrates, Mitglied des Landesschlerrates, Doppelstudium Jura und Politik in Rekordzeit. Nun ist es kein Verdienst, Prfungen und Karriereschritte besonders rasch hinter sich zu bringen. Es spricht eher manches dafr, dass wir es hier mit einem Dnnbrettbohrer zu tun haben knnten. Die Politik besteht aber fast nur aus extrem dicken und harten Brettern. Ein frhes Scheitern schien daher vorprogrammiert.
 

 
Der weitere Verlauf besttigte leider die Prognose: Noch nicht einmal 30 Jahre alt, war unser junger Held – die Leser werden ahnen, dass es sich dabei um den Autor handelt – nach Referendariat und Geschftsfhrerausbildung bei Wirtschaftsverbnden und Unternehmen schon fest verankert im Leitungsbereich des Bundesministeriums der Justiz. …
 

 
… Und gleich in einer Position vergleichbar einem Regierungsdirektor. Ende 1979 war ich nach Bonn zum Vorstellungsgesprch ins Bundesministerium der Justiz geladen worden. Es ging um meine erste richtige Stelle nach dem Examen. Zwar hatte ich mich gleich nach der zweiten Staatsprfung als Anwalt zulassen lassen und noch einen Ausbildungsgang fr den Geschftsfhrernachwuchs bei der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbnde absolviert, aber eine echte Anstellung war das nicht gewesen.
 

 
Meine Vorstellung im Bundesjustizministerium stand unter einem besonders guten Stern:
 

 
Um nicht zu spt zu kommen, hatte ich bereits die Nacht vor dem Termin im Bonner Hotel am Tulpenfeld zugebracht. Es war der 22.11.1979, ein Donnerstag. Beim Frhstck hatte ich in der frisch erschienenen Wochenzeitschrift „Die Zeit“ geblttert und war dabei auf einen von mir verfassten Artikel zu Sozialbilanzen gestoen: Ein ganzseitiger Artikel, Aufmacher des Wirtschaftsteils. Es war ein Abfallprodukt meiner Ttigkeit bei den Arbeitgebern gewesen. Seitdem ich den Artikel vor einem halben Jahr an „Die Zeit“ geschickt hatte, hatte ich nichts weiter davon gehrt. Und nun hielt ich meine ersten richtigen Artikel in Hnden:
 


    
        Nicht nur Soll und Haben

     

 
 Stefan Sethe - Die Zeit; 23.11.1979 
 
 

 
 Sozialbilanzen: Auf dem Weg zu einer neuen Unternehmens-Ethik 
 
 

 
 Elmar Pieroth, Unternehmer und CDU-Politiker, umschrieb die derzeitige gesellschaftliche Situation der Unternehmen mit den Worten: „In den fnfziger und sechziger Jahren waren die Bundesbrger froh, dass die ,Schlote rauchten‘. Heute bilden sich Brgerinitiativen, weil diese Schlote rauchen.“ Wie tiefgreifend dieser Meinungsumschwung inzwischen verwurzelt ist, zeigt sich nicht zuletzt auch an den Ergebnissen der letzten Kommunal- und Landtagswahlen, wo die „Grnen“ immer wieder fr neue Schlagzeilen sorgten. 
 
 

 
 Weniger spektakulr und von der ffentlichkeit kaum bemerkt hat jedoch auch eine neue ra im Selbstverstndnis der Unternehmen begonnen. Als Beginn dieser ra lsst sich ziemlich genau der Juli 1973 ermitteln. In jenem Monat legte die Steag AG in Essen neben ihrer Handelsbilanz und dem Geschftsbericht eine „Sozialbilanz“ vor, in welcher zum ersten Mal der Versuch gemacht wurde, die gesellschaftlichen Beziehungen eines Unternehmens aufzuzeichnen und damit auch der ffentlichen Diskussion preiszugeben. 
 
 

 
 Diese erste, aus heutiger Sicht noch sehr rudimentre „Sozialbilanz“ eines deutschen Unternehmens enthielt bereits ein inneres Beziehungsfeld, in dem die monetren Leistungen an die Belegschaft sowie die Aktivitten zur Sicherung der Arbeitspltze aufgefhrt waren, sowie ein ueres Beziehungsfeld, in welchem beispielsweise die Leistungen zur Verminderung der Umweltbelastung und die Frderung gemeinntziger Ziele erwhnt wurden. 
 
 

 
 Schon am Beispiel der Steag fllt auf, dass der Begriff Sozial-„Bilanz“ fr diese Form der Berichterstattung nicht gerade sehr glcklich gewhlt ist. Nicht nur, dass sich die Unternehmen bis heute schwer tun, auch Negativposten, wie etwa die Umweltbelastung durch das Unternehmen oder empfangene Subventionen, gleichrangig neben den auf soziales Engagement hindeutenden Aufwendungen zu erwhnen. Es ist auch unmglich, eine Vergleichbarkeit der Soll- und der Haben-Seite zu erreichen. Schlielich lassen sich bei bestem Willen die Aufwendungen fr einen Betriebssportplatz und einen tdlichen Betriebsunfall nicht gegeneinander aufrechnen. 
 
 

 
 Einen Ausweg aus diesem Dilemma schien das mittlerweile von manchen Unternehmen praktizierte Verfahren des goal decounting zu bieten. Man setzt sich zu Beginn einer Berichtsperiode ein realistisches Ziel, wie zum Beispiel die Unfallhufigkeit pro Tausend Beschftigte im kommenden Jahr von 9,7 auf 9,4 zu senken. Je nachdem, ob man dieses Ziel erreicht, bertrifft oder darunter bleibt, ist der jeweilige Bilanzposten ausgeglichen, positiv oder negativ. Abgesehen von der hierbei immer noch nicht gelsten Frage der Gewichtung im Gesamtzusammenhang bietet sich dieses System aber keineswegs fr alle Berichtsposten an, so dass eine durchgngige Bilanzierung im technischen Sinne auf diesem Gebiet nicht mglich ist. Man spricht daher immer hufiger von einer gesellschaftsbezogenen Berichterstattung statt von einer Sozialbilanz und erweckt damit auch gar nicht erst die ohnehin kaum erfllbare Hoffnung auf Vollstndigkeit der vorgelegten Berichte. 
 
 

 
 Die Sozialbilanzierung hat unter den Unternehmern inzwischen zahlreiche Anhnger gefunden. Sie haben sich zu einem groen Teil im Arbeitskreis „Sozialbilanz-Praxis“ zusammengeschlossen. Neben Umsatzriesen wie VW, BASF, Bayer und Shell sind hier vor allem auch engagierte kleinere Betriebe tonangebend und treiben die Entwicklung voran. 
 
 

 
 Die Bemhungen um eine strkere Vergleichbarkeit und daher Standardisierung der Berichterstattung haben bereits zu zahlreichen Erfolgen gefhrt. So ist man sich inzwischen darin einig, dass die immer noch als „Sozialbilanz“ apostrophierte Berichterstattung aus einer Sozialrechnung bestehen soll, in der alle quantifizierbaren Gren aufgefhrt werden sollen, sowie aus einem allgemein gehaltenen Sozialbericht, welcher auch zum Beispiel zu dem jeweiligen Stand der Mitbestimmung Stellung beziehen sollte und aus einer Wertschpfungsrechnung. Einig ist man sich mittlerweile auch, dass es kaum praktikabel ist, Nutzen und Schaden jeweils gegeneinander aufzurechnen. 
 
 

 
 Es wre sicherlich nicht richtig, diese Bemhungen der Unternehmen schlicht als neues Instrument der Firmenimagewerbung abzutun, wie dies zunchst oft recht polemisch von den Gewerkschaften versucht wurde. Freilich mussten diese sich auch hufig genug provoziert fhlen durch allzu schnfrberische Sozialbilanzen, die sich nicht scheuten, soziale Erfolgsquoten von 99,95 Prozent bekanntzugeben und nicht selten unterlieen, die Negativposition berhaupt nur zu erwhnen. 
 
 

 
 Inzwischen haben die Gewerkschaften jedoch erkannt, dass der Groteil der sozialbilanzierenden Unternehmen nicht nur an vordergrndigen und kurzfristigen Imageerfolgen interessiert sind. Sie bemhen sich vielmehr ernsthaft, ihre gesellschaftliche Verantwortung neu zu definieren und die vernderten gesellschaftspolitischen Notwendigkeiten bei der Planung von Fortschritt und Wachstum zu bercksichtigen. 
 
 

 
 Die Sozialbilanzierung zwingt die Unternehmen, sich Gedanken ber konkrete konomische und gesellschaftsbezogene Ziele zu machen, diese zu formulieren und sich spter daran messen zu lassen. Mgliche negative gesellschaftliche Folgen bestimmter wirtschaftlicher Manahmen werden eher erkannt. Andererseits ist aber die Sozialbilanz auch geeignet, das Bewusstsein der ffentlichkeit fr die Verzahnung von Wirtschaft und Gesellschaft zu rationalisieren, indem die Sozialbilanzen sehr anschaulich zeigen, was hhere Lebensqualitt kostet und wo gesellschaftliche Ansprche utopisch werden, also mit dem realen Leistungsvermgen der Wirtschaft nicht mehr ins Gleichgewicht gebracht werden knnen. 
 
 

 
 Obwohl inzwischen deutlich geworden ist, dass Sozialbilanzen, sollen sie von der ffentlichkeit ernstgenommen und nicht nur als Schnwetterbroschre abgetan werden, auch Fakten enthalten mssen, die zuzugeben einem Unternehmen im ersten Moment nicht immer ganz leicht fllt, nimmt dennoch die Zahl der Firmen zu, die eine Sozialbilanz vorlegen. Ermuntert werden sie durch mehrere klare Empfehlungen der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbnde, sich an diese neue und zum Teil recht aufwendige Form der Berichterstattung heranzuwagen, wobei die Arbeitgeber allerdings betonen, dass es sich um freiwillige Unternehmensaktivitten handelt, die den Einflussbereich des Betriebsrates oder gar der Gewerkschaften nicht tangieren. 
 
 

 
 Rein juristisch gesehen mag diese Auffassung sicherlich zutreffend sein. In der Praxis fhrt die Nichtbeteiligung des Betriebsrates jedoch dazu, dass eine Sozialbilanz, fr die lediglich die Unternehmensleitung verantwortlich zeichnet, gegen den Vorwurf der Einseitigkeit zu kmpfen hat. Es kann dann passieren, dass – wie bei der BASF sehr spektakulr geschehen – der rosa gefrbten Schnwetterbilanz der Unternehmensleitung eine ebenso einseitige, tiefschwarze Negativbilanz von der Gewerkschaft entgegengesetzt wird. 
 
 

 
 Nachdem bereits, in einigen Unternehmen die Zusammenarbeit von Unternehmensleitung und Betriebsrat im Hinblick auf die Sozialbilanzierung zur Routine geworden ist, werden sich wohl auch andere Unternehmen und deren Betriebsrte ber einen Grundkonsens einigen mssen, wenn man dem ohnehin viel zu schnell zur Reglementierung bereiten Staat keinen Anlass geben will, die gesellschaftsbezogene Berichterstattung dem Aktienrecht einzugliedern. Damit wrde eine Materie, die sich noch im lebendigen Experimentierstadium befindet, frhzeitig und unausgereift der Versteinerung preisgegeben. 
 
 

 
 Die Entwicklung einer neuen Unternehmens-Ethik und eines vernderten Verantwortungsgefhls in der Unternehmerschaft vollzieht sich langsam aber stetig. Behrdliche Reglementierungen oder bermiger gewerkschaftlicher Druck wrden diese freiwillig und engagiert begonnene Entwicklung in die Defensive drngen und damit bestenfalls eine Festschreibung des status quo bewirken. 
 
 


    
        Bundesministerium der Justiz

     

 
 Frohgemut klemmte ich die Zeitung unter den Arm und erschien pnktlich um 10 Uhr zum Vorstellungsgesprch im Kreuzbau des Bundesjustizministeriums. Mein erster Gesprchspartner dort war der Leiter der Presse- und ffentlichkeitsarbeit, Sepp Binder, der, wie ich spter merkte, der einflussreichste Mitarbeiter des Hauses war. In der internen Hierarchie kam er gleich nach dem Minister, noch vor dem Staatssekretr. Das Gesprch begann etwas zh, aber sptestens als ich mit den Worten: „Ach, haben Sie brigens heute schon meinen letzten Artikel in der Zeit gesehen?“ die entsprechende Seite aus meiner Jackentasche gezaubert hatte, war der Bann gebrochen. Binder war selbst frher Zeit-Redakteur gewesen und gehrte zu den Bewunderern ausgerechnet des fr den Wirtschaftsteil verantwortlichen Redakteurs, Michael Jungblut. 
 
 

 
 Alles andere war dann nur noch Formsache. Da ich im Leitungsbereich ttig werden sollte, sprach ich ein paar Worte mit Hans-Jochen Vogel, der fr ein gutes Jahr mein oberster Chef werden sollte - bevor er als Regierender Brgermeister nach Berlin ging und von Jrgen Schmude als Bundesjustizminister ersetzt wurde -, mit Vogels Staatssekretr Gnther Erkel und dem fr das Personal zustndigen Abteilungsleiter. Erst beim Personalreferenten wurden Einzelheiten meiner Einstellung errtert. Personalchef Stckrath rutschte unruhig auf seinem Stuhl herum und druckste verlegen: „Also verstehen Sie mich bitte richtig, mir sind ein wenig die Hnde gebunden. Soviel, wie Sie als Rechtsanwalt verdient haben, knnen wir Ihnen leider nicht bieten.“ Ich schaute ihn amsiert an. Keinen Pfennig hatte ich bisher als Anwalt verdient. Aber da sah man wieder einmal, was das Image ausmacht. „Wie wre es denn mit BAT Ia?“ fragte mein Gegenber. Nun war es an mir, unruhig zu werden. Mir wurde hei und kalt zugleich. BAT Ia entsprach einem Regierungsdirektor. Fr eine Erst-Einstellung unglaublich hoch. blicherweise musste man sich erst einmal langsam an den Regierungsrat heran dienen. Wenn man Glck hatte, war nach etlichen Jahren ein Oberregierungsrat zu erreichen und mit viel Sitzfleisch kam dann nach frhestens zehn Jahren eventuell schon mal eine Position als Regierungsdirektor in Sicht. Mein Vater, ein fleiiger, kluger und sehr fhiger Kopf, hatte es nach einem erfolgreichen Verwaltungsleben gerade mal bis dorthin gebracht. Ich lie mir aber nichts anmerken: „Tja, das ist natrlich hart.“ Kunstpause. „Aber die Aufgabe ist so interessant, dass man schon mal gewisse Einschrnkungen in Kauf nimmt.“ 
 
 

 
 Mit 29 schon Regierungsdirektor! Es gelang mir – typisch vielleicht fr einen Dnnbrettbohrer – schon dreiig Monate spter als Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, zwei weitere Gehaltsstufen bersprungen zu haben, d.h. ich wurde entsprechend einem Leitenden Ministerialrat bezahlt, hatte ein eigenes Spesenkonto, durfte mich von der Fahrbereitschaft des Bundestages fahren lassen, hatte Sitz in etlichen Gremien, wie Parteivorstand, Fraktionsvorstand etc. und war Mitherausgeber einer Zeitschrift. Gerade einmal 32 Jahre alt, war ich bereits ausgestattet mit den Insignien der Macht. 
 
 

 
 Doch auf der Suche nach der Macht hatte ich mich immer nur um die Macht selbst gekmmert und niemals einen Gedanken darauf verschwendet, was ich denn damit anfangen sollte. Wie Jrgen Mllemann und hnlichen Politikern fehlte mir das moralische und theoretische Rstzeug, um Macht gestalten und ausben zu knnen oder auch nur zu drfen. 
 
 

 
 Wenn ich damals bereits im Justizministerium die Augen besser geffnet htte, htte ich schon beim Minister-Wechsel von Vogel zu Schmude – brigens genau an meinem 30. Geburtstag – entscheidende Erkenntnis fr mein politisches Leben gewinnen knnen und damit manche Sackgasse vermieden: Vogel stand stndig unter Strom, war immer und berall prsent. Er bernachtete sogar hufig im Ministerium neben seinem Arbeitszimmer. Wir im Leitungsbereich hatten einen Bereitschaftsdienst einzurichten und wurden mit weit reichenden Pieps-Gerten, wie man sie aus den TV-Krankenhausserien kennt (damals gab es noch keine Handys) zur stndigen Erreichbarkeit ausgestattet. Bei Lichte betrachtet gingen aber von Vogel selbst niemals wirklich kreative, eigene Impulse aus. Letztlich verwaltet er nur das Erbe, das schon Gustav Heinemann seinen SPD-Nachfolgern im Ministerium (Ehmke, Jahn und Vogel) hinterlassen hatte, bevor er Bundesprsident geworden war. Heinemann hatte alle justizpolitischen Meilensteine bereits vorbereitet und konzipiert, die Jahn mehr oder minder auf den Weg brachte und die dann schlielich Vogel formal und brokratisch umsetzte. Kreativitt war nicht so Vogels Ding. Letztlich blieb er gefangen im selbsterzeugten Stresskfig, der kaum Mue lie, um ber den brokratischen Tellerrand hinaus zu blicken. Ein – wenn auch logisch brillant agierender – Workaholic mag ein guter Staatssekretr sein, ist aber niemals ein guter Minister. Obgleich gerade in jener Zeit Stan Nadolnys „Entdeckung der Langsamkeit“ ein Bestseller wurde, und zuvor Herman van Veen mit seinem Lied „Weg da“ („Wir mssen rennen, springen, fliegen, tauchen, hinfall'n und gleich wieder aufsteh'n; wir drfen keine Zeit verlieren ...“) die zunehmend krankmachende Hast in der Gesellschaft thematisiert und die Herzen der Deutschen erobert hatte: Vogel rackerte atemlos weiter. Mit mehr Ruhe und bersicht htte er gewiss Bedeutenderes vollbringen knnen. (Wer Gelegenheit hat, das Wohnhaus Konrad Adenauers in Rhndorf zu besichtigen, sollte sich auch den Terminkalender des ersten Kanzlers der Bundesrepublik anschauen. Er wird verblfft sein, mit wie wenig Zeitdruck und Terminen sich ein Land regieren lsst, wenn man in der Lage ist, das Wichtige vom Unwichtigen zu trennen und die richtigen Prioritten zu setzen.) 
 
 

 
 Jrgen Schmude hingegen berraschte uns anschlieend als ein menschlicher Minister und Freidenker ganz anderer Machart. Er war ein Freund, Vertrauter und Kollege Gustav Heinemanns gewesen und strahlte eine hnlich selbstverstndliche Ruhe und Verlsslichkeit aus. Freitagmittag entschwand er zu Frau und Kind und Wahlkreis und kam erst dienstags wieder. Whrend Vogel nervs nachfragte, warum sich keiner bei ihm meldete, wenn wir am Wochenende mal einige Stunden Funkstille einkehren lieen, htten wir bei Schmude rger bekommen, wenn wir ihn am Wochenende berhaupt einmal gestrt htten, ohne mitteilen zu knnen oder zu mssen, dass der Kanzler gestorben oder der 3. Weltkrieg ausgebrochen wre. Er weigerte sich sogar, uns seine private Telefonnummer zu geben. Letztlich war Schmudes kurze Bilanz als Minister aber gewiss nicht schlechter als jene des spteren SPD-Vorsitzenden und gescheiterten Kanzlerkandidaten. 
 
 

 
 Noch im gleichen Jahr wechselte ich als Pressesprecher zur FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag und lie mich dort von der allgemeinen Presse-Hektik anstecken, was insofern nicht so schwer war, als sehr rasches allerdings oft auch etwas schlampiges Arbeiten meinem Naturell entspricht. (Leser werden daher in diesem Buch leider auch wieder relativ viele Schreibfehler entdecken, fr die schon hier um Entschuldigung gebeten wird.) 
 
 

 
 Auch wenn ich die Kernerkenntnis politischen Wirkens, dass weniger Quantitt oft wesentlich mehr Qualitt verspricht, noch nicht verinnerlicht hatte, so hatte ich aber zumindest in der kurzen Zeit, die ich nun schon in Legislative, Exekutive, Judikative, als Pressesprecher und in der Wirtschaft verbracht hatte, erkennen knnen, wo im demokratischen System die Macht angesiedelt schien, bzw. wo sie zu Unrecht vermutet wird: 
 
 


    
        Macht

     

 
 Gemeinhin vermutet man die Macht bei der Regierung. Dies jedoch ist ein Trugschluss. Das politische Geflecht ist so eng und beengend, dass von etwaigen hehren Ideen, die ein Minister zu verwirklichen bemht ist, meist nur rudimentre Reste brig bleiben. Zuvor haben die Beamten im eigenen Haus, die anderen Ressorts, der Koalitionspartner, die eigenen Parteifreunde, die Verbnde und Vereine und der Bundesrat so viel abgewrgt und verwssert, dass das jeweilige Vorhaben zur Unkenntlichkeit verkommt. Dass Gustav Heinemann etwas mehr Erfolg mit seinen Initiativen hatte, war schlicht dem Umstand geschuldet, dass die Groe Koalition 1966/67 auf einen Reformstau besonders im Justizbereich traf, und Heinemann mit besonderem Charisma gesegnet war. Aber selbst Heinemann konnte nur einen Bruchteil seiner Vorstellungen in die Wege leiten, musste taktieren, Kompromisse schlieen und viele Projekte vllig fallen lassen. 
 
 

 
 Auch die Macht der Parlamente bzw. der Parlamentarier ist nahezu unbedeutend. Angesichts der Komplexitt der Vorhaben ist der einzelne Abgeordnete jeweils auf den Sachverstand der Beamten und auf das Votum seiner sachverstndigen Kollegen angewiesen, wenn er zur Abstimmung die Hand hebt. Verantworten kann er das, was er tut, nur in den allerseltensten Fllen selbst. 
 
 

 
 Die Judikative leidet eher unter ihrem Machtpotential. Ihr wre es viel lieber, die Gesetze wren eindeutiger, und man wrde die Gerichte nicht immer wieder zwingen, fr die Politik die Kastanien aus dem Feuer zu holen. Richter sind von Haus aus eher faul als machthungrig. Letztlich haben sie die Regierenden auch noch nie ernsthaft in Bedrngnis gebracht. In aller Regel begngt sich das Verfassungsgericht, den Regierenden Auslegungshilfen an die Hand zu geben. Dass wichtige Gesetze der Legislative oder Richtungsentscheidungen der Exekutive fr verfassungswidrig erklrt werden ist praktisch nie vorgekommen. Dies gilt sogar fr die Ostvertrge der Regierung Brandt-Scheel. 
 
 Als Advocatus Diaboli – denn politisch war ich ein glhender Befrworter der Ostvertrge – erstellte ich als Student von Professor Dieter Blumenwitz 1973 ein Gutachten, auf dessen Grundlage Blumenwitz als Prozessbevollmchtigter Bayerns u.a. die Klage des Freistaates gegen den deutsch-deutschen Grundlagenvertrag vor dem Bundesverfassungsgericht vertrat. Die Vertrge verstieen nach meiner berzeugung ganz klar gegen das Grundgesetz. Dass dies in meinen Augen nicht gegen die Vertrge sondern gegen das Grundgesetz sprach, war allerdings ein Umstand, der die Vertrge nicht eben gesetzmiger machten, und ber den das Bundesverfassungsgericht nicht zu befinden hatte. Gleichwohl lie das Verfassungsgericht die Vertrge mit leichten nderungen und Interpretationshinweisen passieren. Zum Glck! 
 
 

 
 Der Einfluss der Wirtschaft wird in Deutschland gemeinhin berschtzt. Selbstverstndlich nimmt sie alle Einflussmglichkeiten wahr, vermeidet aber in aller Regel, direkten Druck auszuben. Die Struktur der Industrie oder der Gewerkschaften war in Deutschland nie so monolithisch, dass sie das Einflussgefge nachhaltig und offensiv htten beeinflussen knnen, wenn sie denn gewollt htte. Natrlich wurden Kriege – auch die der Deutschen – fast immer aus wirtschaftlichen Grnden gefhrt. Besonders die letzten Kriegsereignisse, an denen die USA beteiligt waren, lassen keinen Zweifel an der wirtschaftlichen Interessens- und Motivationslage. Die Wirtschaft in Deutschland strebt traditionsgem aber vorrangig danach, Partikularinteressen durchzusetzen, nicht nach generellem politischem Einfluss. 
 
 Die Macht der Wirtschaft zeigt sich neuerdings eher passiv-destruktiv. berbordende Wirtschaft-Macht nimmt man vor allem dann zur Kenntnis, wenn die Wirtschaft machtlos ist, wenn sie sich verspekuliert hat, wenn systemrelevante Banken und Betriebe wanken, wie wir es in den letzten Jahren immer hufiger erleben mussten. 
 
 Letztlich haben allerdings die spekulationsgesteuerten und computergesttzten Schneeballsysteme der Finanzwirtschaft, die uns immer neue Spekulationsblasen bescheren, mit der Realwirtschaft kaum mehr Berhrungspunkte als ein Spielcasino mit einem buerlichen Familienbetrieb. (Wobei im Spielcasino wenigstens noch eigene Gelder verzockt oder auch nur „gewaschen“ werden.) 
 
 

 
 Auch die Macht der Kirchen hat sich in Deutschland weitgehend verflchtigt (anders z.B. in Polen, wo Johannes-Paul II noch ungeheuren Einfluss hatte). Ein letztes Aufbumen auch in Deutschland konnte gleich nach der Wende 1990 beim katholischen Bischof in Erfurt beobachtet werden, der eine radikal klerikale Personalpolitik durchsetzte. Obgleich die Katholiken in Thringen kaum die Fnfprozenthrde berspringen, gelang es dennoch, die drei ersten Ministerprsidenten, das halbe Kabinett und den Oberbrgermeister der Landeshauptstadt aus den Reihen der Katholischen Kirche zu rekrutieren und die ersten Beamtenstellen ausschlielich mit Katholiken zu besetzen. Doch auch diese Episode drfte der Vergangenheit angehren. 
 
 

 
 Bleibt als mglicher Machtfaktor die Presse. Doch die Einflussmglichkeiten der Medien sind sehr begrenzt, wie jetzt wieder Berlusconi feststellen musste. Der in Berlin seinerzeit monopolistisch agierenden Springerpresse gelang es ber Jahrzehnte nicht, die SPD in Berlin von der Regierung zu verdrngen. Und obgleich zeitweilig alle Medien vom Bayernkurier bis zur Frankfurter Rundschau in seltener Eintracht versuchten, die Ablsung Helmut Kohls als Kanzler herbei zu schreiben und zu reden, konnte sich jener lnger als jeder andere im Amt behaupten. 
 
 Gleichwohl besitzt die Presse insofern eine groe Macht, als Politiker glauben, die Presse habe Macht zur mageblichen Beeinflussung. Daher orientieren die Politiker ihr Handeln oft an den Reaktionen oder mglichen Reaktionen der Presse. Der Pressesprecher ist allerorts der wichtigste Mann. Kaum jemand hat so ungehindert Zutritt zu den jeweiligen Vorsitzenden in Politik, Verwaltung und Wirtschaft. Nichts wird morgens so dringend erwartet und intensiv gelesen und diskutiert, wie der tgliche Pressespiegel. Aus dieser Fehleinschtzung entsteht dann eine Interdependenz, die man sehr wohl als eine besondere Art Machtzentrum bezeichnen kann. 
 
 

 
 Die Erkenntnis, dass Macht sich in Pressestellen entwickelt, lie mich letztlich eine Karriere im Bereich Presse- und ffentlichkeitsarbeit anpeilen, zumal in den Pressestellen interdisziplinr alle Fden zusammen laufen. Ich hatte als FDP-Fraktionssprecher im Bundestag schlielich wesentlich mehr Einflussmglichkeiten als jeder normale Bundestagsabgeordnete, konnte Meldungen und Informationen filtern, abschwchen oder verstrken, verfgte ber diverse Privilegien, bernachtete nur noch in den Spitzenhotels etc. In dieser Position wird man von Journalisten ebenso hofiert wie von Ministern, und ebenso in den Kanzlerbungalow eingeladen wie ins Gstehaus des Staatsratsvorsitzenden der DDR. 
 
 


    
        Gedanken zur Sozialen Selbstverantwortung

     

 
 Aber was macht man mit der Macht? Ich sprte, dass mir die Kraft fehlen wrde, selbst etwas zu verndern, verlegte mich aufs Schreiben, aufs Analysieren, aufs Mahnen. Ich verfasste oft im eigenen Namen, meist aber im Auftrag und unter dem Namen bekannterer Politiker unzhlige Kolumnen. Die seinerzeit von mir verfassten Beitrge und Analysen haben an Aktualitt und Brisanz kaum eingebt. Das spricht allerdings weniger fr den Autor, sondern stellt vielmehr unserer Gesellschaft ein Armutszeugnis aus, weil sich die Problemlagen weiter verschrft haben und sich die Unfhigkeit zu Handeln (um Mitscherlich abzuwandeln) zementiert hat. Der Altliberale (war er je ein Liberaler?) Hans-Dietrich Genscher und der Neuliberale Christian Lindner haben krzlich gemeinsam ein Buch mit dem Titel „Brckenschlge“ herausgebracht. Sie htten es sich sparen knnen. Letztlich gibt es im Kern nur wieder, was ich vor 30 Jahren schon in der Neuen Bonner Depesche als liberale „Kampfschrift“ und zur eigenen Standortbestimmung verffentlichte: 
 
 


    
        Mehr Mut zum Liberalismus

     

 
 Stefan Sethe - Neue Bonner Depesche; Mai 1984 
 
 

 
 Die Wahlen in Baden-Wrttemberg haben erneut gezeigt. dass die Grne „Bewegung" in der Tat mehr ist als eine Partei. Kriterien, die blicherweise fr den Erfolg einer Partei ausschlaggebend sind (Geschlossenheit, personelle Identifikationsmglichkeit, positive Ttigkeitsbilanz, programmatische Stringenz, offensiver Wahlkampf) spielten bei der Stimmabgabe fr die Grnen keine entscheidende Rolle. stliche Gesprchspartner sehen in der Grnen Bewegung bei uns ein typisch revolutionres Potential. Wenngleich sich die Zielsetzung der Grnen nicht mit marxistischen Mastben messen lsst. Das grne Protestpotential wendet sich nicht in erster Linie gegen die politischen Machtverhltnisse im Grundsatz sondern gegen die Art der Ausbung. 
 
 

 
 Dahinter stehen mehr oder minder diffuse ngste vor der Vernichtung unseres Lebensraumes durch Umweltverschmutzung oder Krieg. ngste, die tiefer liegen als dass sie sich durch die Umarmungstaktik der SPD, zum Beispiel bei der Abstimmung ber die NATO-Nachrstung, beruhigen lieen. Dahinter steht aber auch eine tiefe Sorge um die Entpersnlichung in unserer Gesellschaft. Die Unzufriedenheit der bersttigten mit sich selbst wird ebenso auf die „etablierten“ Parteien abgeladen wie die Sorgen, die mit Schlagworten verbunden sind wie: Entmndigung des Brgers, Brokratie, Entfremdung vom Staat und vom Nchsten. Die Ungeduld der Jugend trifft zudem auf eine extreme Risikoscheu bei den lteren. 
 
 

 
 Im Grunde geht es um nicht mehr und nicht weniger als um das Aufleben urliberalen Gedankengutes. Versucht man in die Kramladenprogrammatik der Grnen einige durchgngige Linien zu ziehen, so stt man hinter dem Umwelt und dem Friedensthema unweigerlich auf typische Gesichtspunkte des Liberalismus: Selbstverwirklichung und -bestimmung. Eigeninitiative, Selbstverantwortung und Selbsthilfe bei den Brgern, dezentrale Demokratie, Autonomie, brgernahe Selbstverwaltung, berschaubare Produktionseinheiten (kleine und mittlere Betriebe sind zu frdern), Entbrokratisierung. 
 
 

 
 Auch die Grnen sind gegen die „Verharzung“ der Gesellschaft, wie es Ralf Dahrendorf nennt, wobei sich allerdings die Liberalen von den grnen Programmatikern durch ihre Leistungs- und Wettbewerbsorientierung unterscheiden. 
 
 

 
 Die Gesellschaft, vor allem die Jugend, verlangt immer strker nach Liberalismus, ohne sich dessen bewusst zu sein, denn Liberalismus hat fr viele noch etwas Antiquiertes. Man denkt an den Kampf gegen Absolutismus und kirchliche Willkr, man denkt an den Wirtschaftsliberalismus der 50er Jahre oder den Sozialliberalismus, der, nicht immer zu Recht, mit dem Namen Karl-Hermann Flach verbunden wird. Heute braucht jedoch Liberalismus keine schmckenden Attribute mehr. Der karge, kmpferische Urliberalismus ist wieder gefragt und mehr denn je von Nten. 
 
 

 
 Die Liberalen haben zwar die Brgerrechte erzwungen, die Brgerpflichten kamen dabei jedoch zu kurz. Im ausgehenden 20. Jahrhundert ist die Freiheit des Einzelnen und damit die Wrde des Menschen nachhaltiger in Gefahr als je zuvor. Heute ist der pure Liberalismus zur gesellschaftlichen Notwendigkeit geworden - nicht als Mehrheitsbeschaffer oder Koalitionskorrektiv - sondern als bestimmende gesellschaftliche Kraft. Der Wahlspruch von 1976 „F.D.P.: Die liberale Alternative" war insofern verfehlt, als es einfach keine vernnftige Alternative zum Liberalismus mehr gibt. 
 
 

 
 Freiheit wird zunehmend zu einem Synonym fr Verantwortung. In frheren Gesellschaften war der Zwang zur Selbstverantwortung und zur Mitverantwortung fr den Familienverband, die Gemeinde, den Hof, den Berufsstand oder die Stadt eine Selbstverstndlichkeit. Kein Absolutismus, keine Tyrannei konnten daran etwas ndern. Im Zeitalter des Wohlfahrtsstaates, der Pille, der anonymen Hochhuser, der Wegwerfgesellschaft ist dieser Zwang nicht mehr gegeben. In gleichem Mae nimmt die Freiheit des Einzelnen ab. Die Krankheitssymptome der Gesellschaft nehmen zu. Wer fragt schon noch als erstes: Wie kann ich mir selbst helfen, wie weit gehen meine eigenen Mglichkeiten? 
 
 

 
 Es fehlt an Mut fr khne Wrfe. Der Weg des geringsten Risikos ist zwar kurzfristig der sicherste, fhrt aber langfristig auch am sichersten in die Erstarrung. Die Kreativitt des Einzelnen muss wieder in den Vordergrund der berlegungen rcken. Die Schwerflligkeit des Staates erstickt die meisten dringend notwendigen gesellschaftlichen Innovationsprozesse. 
 
 

 
 Ein Schicksal, das z. B. auch dem Mischnick-Plan fr den Familienlastenausgleich droht. Drastische Erhhung des Kindergeldes bei gleichzeitiger Versteuerung brchte mehr soziale Gerechtigkeit, eine Entlastung der Arbeitsmter und eine unschtzbare psychologische Komponente fr die Familienplanung. Der Plan ist ebenso einfach und einleuchtend wie offensichtlich undurchfhrbar. hnliches gilt fr die Umlegung der Kraftfahrzeugsteuer auf die Minerallsteuer oder den Mischnick-Plan zur Alterssicherung. 
 
 

 
 Um einmal einen besonders ketzerischen Gedanken aufzugreifen: Ein oder zwei (freiwillige) Sozialjahre fr die Schulabsolventen lieen nicht nur das Arbeitslosenproblem in weit erfreulicherem Licht erscheinen, auch der berlastete Sozialbereich knnte aufatmen. Manche Probleme bei der Kranken-, Alten- und Behindertenbetreuung, bei der Waldpflege oder auch bei der Instandhaltung von Gebuden und Kultursttten wren einfacher zu lsen. Die Fhigkeit der Gesellschaft zur flexiblen Reaktion, der Mut zum Wandel, zur strukturellen nderung nimmt jedoch stndig ab, wird berlagert von Leerlauf erstarrter Brokratie und dem Konkurrenzdenken verschiedenster Institutionen. 
 
 

 
 Die Verkrustungen mssen aufgebrochen werden. Das Undenkbare muss wieder denkbar werden. 
 
 Warum ist z. B. Wachstum immer noch ein Fetisch? 
 
 Warum gibt es keine Lohnabschlsse mit negativen Vorzeichen? 
 
 Warum werden Alternativen zu Kernkraftwerken nur halbherzig entwickelt? 
 
 Warum erzeugt die schlichte Erwhnung des Wortes „Elite“ gleich eine Hysterie? 
 
 Warum ist die Eindmmung des Individualverkehrs so schwierig ? 
 
 Warum wandern die Ideen zur auergerichtlichen Streitbeilegung immer wieder nur in Schubladen? 
 
 Warum kann der defensive Charakter der Bundeswehr nicht noch deutlicher werden? 
 
 Warum haben auch die Liberalen immer noch keinen Plan zur dauerhaften Zukunftssicherung und Reaktivierung Berlins? 
 
 Warum ist die Staatsbrgerschaft der DDR ein Tabu? (zugegeben, hier lag ich verkehrt!) 
 
 Warum sind unsere Vorstellungen zur EG-Reform nicht griffig genug? 
 
 Warum entfernen wir uns von der atomwaffenfreien Zone, statt uns ihr zu nhern? 
 
 Warum ist ein Friedensvertrag nach wie vor Utopie, und wie definiert die Bundesrepublik Deutschland ihren nationalen Beitrag in Europa? 
 
 (Eine Frage am Rande: Warum hat die F.D.P. nur drei weibliche Bundestagsabgeordnete ?) 
 
 

 
 Das soziale Netz, ursprnglich als Auffangnetz fr Notflle geschaffen, entwickelt sich zu einem Fesselungsnetz fr die Gesellschaft. Es ist z. B. nicht einsehbar, warum nicht jedem, der einen Versicherungsbeitrag bezahlen kann, um das Kostenbewusstsein zu schrfen, eine Selbstbeteiligung in Hhe wenigstens eines Quartalbeitrages zuzumuten ist, wenn dafr die Monatsbeitrge entsprechend gesenkt werden. 
 
 

 
 Die Mitbestimmungs- und Mitbeteiligungsmglichkeiten der Arbeitnehmer in den Betrieben sind immer noch viel zu reglementiert und statisch, zu wenig auf die individuellen Bedrfnisse zugeschnitten. 
 
 

 
 All diese nur beispielhaft und zum Teil provokant formulierten Punkte knnten Ansatzmglichkeiten fr die Liberalen sein. Die sogenannten Volksparteien sind damit berfordert. Die „Entharzung“ der Gesellschaft kann nur von einer kleinen, beweglichen, innovativen Partei des Liberalismus in Angriff genommen werden. 
 
 

 
 Dass Liberale zugesehen haben, wie die Exekutive ihr heutiges bergewicht ber die Legislative erhalten hat, dass Liberale mitgestimmt haben, als in den 60er und 70er Jahren das groe Rathaussterben begann, Schulen und z.B. Polizeidienststellen brgerfern zusammengelegt wurden, dass sich zwar Liberale berdurchschnittlich in Brgerinitiativen engagiert, diese aber letztlich doch nicht ernst genug genommen haben, das rcht sich heute. Die Kompromissbereitschaft der F.D.P. kann heute nicht mehr so gro sein, wie in den letzten Jahren und Jahrzehnten. Konsequenz, Mut (auch zur Wahrheit) und ein gertteltes Ma an Risikofreudigkeit sind unabdingbar, wenn es um Urliberales geht. 
 
 

 
 Wir stehen am Beginn eines Zeitalters, in dem aufgrund der technischen Entwicklung unter anderem im Medien- und Datenbereich die Weichen gestellt werden fr die knftige Entwicklung der Menschheit. Streben wir einer egalisierten, von computergesteuerten „Sachzwngen" bestimmter Gesellschaft zu oder bleibt die Freiheit des einzelnen im Mittelpunkt der berlegungen? Die Stimmung in der Bevlkerung spiegelt eindeutig den Wunsch nach mehr Freiheit wieder. Mehr denn je ist die F.D.P. gefordert, diese Stimmung aufzugreifen und glaubwrdig zu vertreten. 
 
 

 
 Seit Hambach vor 150 Jahren waren die objektiven Bedingungen fr die Entwicklung einer liberalen Partei nicht mehr so gnstig. Wenn die Liberalen diese Gelegenheit nicht nutzen, knnen sich Grne und alternative Gruppierungen weiter ausbreiten, die in der Praxis bisher gezeigt haben, dass sie die Freiheit des Einzelnen weit geringer tolerieren, geschweige frdern, als dies in manch hehren Erklrungen beteuert wird. 
 
 

 
 Man kennt die Umfragen zur sogenannten Problemlsungskompetenz. Dass die F.D.P. hier weit besser als die Grnen abschneidet, wenn es um Ruhe und Ordnung geht, whrend die Grnen von der Bevlkerung die hhere Lsungskompetenz beim Umweltschutz zugebilligt wird, berrascht nicht. Es tut jedoch in der Seele weh, dass den Grnen vor der letzten Bundestagswahl bei Emnid eine nahezu doppelt so hohe Lsungskompetenz auch zur Sicherung der Freiheit des Einzelnen zugetraut wurde. 
 
 

 
 Wie sagt Dahrendorf: „Die FDP. ist nur dann die liberale Partei in Deutschland, wenn es ihr gelingt, die Gedankenarmut langjhrigen Regierens abzustreifen." - Dann wird sich auch wieder das Selbstbewusstsein ausbreiten, ohne das befriedigende Wahlergebnisse nicht mglich sind. „Es ist eine Aufgabe der F.D.P., das Volk fest am Arm zu fassen“ (Reinhold Maier, 1952). Heute heit das: Der Einzelne darf nicht aus der Verantwortung entlassen werden. Wer heute von Freiheit spricht, der sollte nicht so sehr die Rechte in den Vordergrund rcken, als vielmehr die Verantwortung betonen: Fr uns selbst, fr den Mitmenschen, fr die Umwelt, fr die Entwicklung des Liberalismus. 
 
 

 
 Letztlich konnte ich mich bei meinem dringenden Appell fr mehr Selbstverantwortung auf Vordenker, wie Karl-Hermann Flach oder eben auch Altvordere wie Alexis de Tocqueville berufen: 
 
 


    
        Alexis de Tocqueville

     

 
 Stefan Sethe - Neue Bonner Depesche; ca. Mai/Juni 1984 
 
 

 
 - Ein liberaler Theoretiker des 21. Jahrhunderts? - 
 
 

 
 Vor wenigen Wochen jhrte sich zum 125. Mal der Todestag Tocquevilles. Alexis de Tocqueville (geb. 1805) war der fhrende liberale Theoretiker des 19. Jahrhunderts - oder sollte man besser sagen: des 21. Jahrhunderts? 
 
 

 
 Seine eindringliche Analyse der mit dem demokratischen System verbundenen Gefahren fr die Freiheit hat an Aktualitt nichts verloren. Im Gegenteil: tglich besttigt sich diese Analyse aufs Neue. Wer heute glaubt, das Selbstverstndnis und das Selbstbewusstsein der Liberalen anzweifeln zu mssen oder gar die Existenzberechtigung einer liberalen Partei in Frage stellen zu knnen, dem sei dringend eine Lektre der Werke Tocquevilles anempfohlen. 
 
 

 
 Als wahrer Liberaler in Theorie und Praxis suchte er unermdlich nach dem Mittelweg zwischen den Nivellierungs- und Egalisierungstendenzen in den Massendemokratien auf der einen und den Auswchsen eines zgellosen Individualismus auf der anderen Seite. Was er vor 150 Jahren bereits befrchtete, ist inzwischen eingetreten und im Wachsen begriffen: Die Vereinsamung des Menschen, mangelndes Sozialgefhl, kraftlos machende Versorgungsstaaten, die „den Gebrauch des freien Willens mit jedem Tag wertloser und seltener“ machen. Das Wahlrecht vermittelt nur eine Augenblicksfreiheit: „Bei dieser Ordnung der Dinge treten die Brger einen Augenblick aus ihrer Abhngigkeit heraus, um ihren Herrn zu bezeichnen, und kehren wieder in sie zurck.“ 
 
 

 
 Tocqueville sah jedoch durchaus auch Chancen fr die Entfaltung der Persnlichkeit, fr die Freiheit: 
 
 Die Freiheit braucht eine Strkung des moralischen Verantwortungsgefhls, besonders des Pflichtbewusstseins. 
 
 Es muss zur Herausbildung politischer, wirtschaftlicher, wissenschaftlicher und kultureller Eliten kommen. 
 
 Die Freiheit braucht eine weitgehende Dezentralisierung des politischen Lebens, eine starke Selbstverwaltung. 
 
 Die Pressefreiheit ist das „demokratische Werkzeug der Freiheit“. 
 
 Geschworenengerichte mssen eine am Einzelfall orientierte Rechtsprechung entwickeln. 
 
 Die Freiheit bentigt wenig Brokratie und viel „Vertrauen in den gesunden Menschenverstand“. 
 
 Eine strikte Einhaltung der „Formen“ ist erforderlich, um die Ungeduld des demokratischen Zeitalters zu dmpfen. 
 
 

 
 Letztlich muss allerdings jeder von uns „unaufhrlich bereitstehen, um zu verhindern, dass die Sozialgewalt leichtfertig die Privatrechte einiger Menschen der allgemeinen Ausfhrung ihrer Plne opfere.“ 
 
 

 
 Heute sind die schon von Tocqueville angesprochenen Probleme des mangelhaften Ausgleichs zwischen gesellschaftlichen Rechten und Pflichten immer noch nicht im Sinne der Freiheit gelst. Das Missverhltnis von Rechtsansprchen und Pflichtbewusstsein wchst nahezu tglich. Die „ausschlieliche Liebe zur Gegenwart“ nimmt zu. „Geben wir uns also jener heilsamen Furcht vor der Zukunft hin, die uns wachen und kmpfen heit." 
 
 

 
 Tocqueville bezeichnete sich selbst als einen „Liberalen einer neuen Art“. Es wird Zeit, dass der deutsche Liberalismus endlich konsequent diese „neue Art“ bernimmt. 
 
 

 
 In seiner aktuellen Brisanz lsst sich Alexis de Tocqueville wohl nur noch mit seinem Antipoden Karl Marx vergleichen. Grund genug fr jeden Liberalen, sich intensiver mit diesem faszinierenden Analytiker zu beschftigen. 
 
 

 
 Weit banaler, aber nicht minder von Freiheitsgefhlen beeinflusst war dieser kurze Artikel: 
 
 


    
        Wehret den Anfängen !

     

 
 Stefan Sethe - Neue Bonner Depesche; Mai 1984 
 
 

 
 Erschreckend Illiberales droht unserer Republik: 
 
 Erstmals soll eine mgliche Selbstschdigung, die sich allenfalls mittelbar zu einem Schaden auch fr andere auswirken kann, unter Strafe gestellt werden. 
 
 

 
 Zugegeben, wer sich regelmig bei Autofahrten anschnallt, lebt statistisch gesehen gesnder und vor allem lnger. Wird jedoch der sogenannte Gurtmuffel nicht schon dadurch ausreichend bestraft, dass er wegen seines Mitverschuldens eine Minderung seiner Ansprche auf Schadensersatz und Lohnfortzahlung in Kauf zu nehmen hat, wie es seit langem gefestigte Rechtsprechung der Zivil- und Arbeitsgerichte ist? Auch dies ist brigens schon eine Sonderregelung. Wer ist zum Beispiel je auf die Idee gekommen, einem Raucher die Kosten fr seine Lungenoperation aufzubrden, obwohl doch auf jeder Zigarettenpackung zu lesen steht: „Der Bundesgesundheitsminister: Rauchen gefhrdet Ihre Gesundheit.“ So hat sich denn auch der Deutsche Richterbund gegen eine Bugeldbestimmung fr Gurtmuffel ausgesprochen. 
 
 

 
 Wehret den Anfngen! Jedem erwachsenen gesunden Menschen muss auch die Freiheit zur Unvernunft eingerumt werden, solange er andere nicht gefhrdet und dafr gesorgt ist, dass er selbst in ausreichendem Mae fr mgliche Konsequenzen seines Tuns aufkommt. Wird die Freiheit zur Unvernunft schon im Keime erstickt, werden damit auch gleichzeitig Kreativitt und Genialitt beschnitten. Sind aber die Schleusen erst einmal geffnet, ist es auch nicht mehr ausgeschlossen, dass jeder, der unvernnftiger weise zum Beispiel bei Regenwetter ohne Schal auf die Strae tritt, vom Schutzmann an der Ecke zur Kasse gebeten wird. 
 
 

 
 Statt die schpferische Entscheidungsfhigkeit und die Selbstverantwortung des Einzelnen zu strken, zieht der Staat am Gngelband. Wie heit der erste Absatz unserer Wahlaussage zur Bundestagswahl '83?: -„Liberale wollen Freiheit schaffen und erhalten. Sie haben die Grundrechte erkmpft und politische wie geistige Bevormundung berwunden.“ Wirklich schon „berwunden "? 
 
 

 
 Bemerkenswert fr das Ineinandergreifen politischer Mechanismen ist brigens, dass es zu diesem Thema zwei sehr ausfhrliche Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages gab. Solange eine Mehrheit der Abgeordneten noch gegen eine Anschnallpflicht votierte, kam der Wissenschaftliche Dienst zum berzeugenden Ergebnis, eine Anschnallpflicht sei grundgesetzwidrig. Als abzusehen war, dass sich die Mehrheitsverhltnisse in Bonn ndern knnten, fand der Wissenschaftliche Dienst pltzlich gengend Argumente, die belegten, die Anschnallpflicht sei durchaus verfassungsgem, - was sie natrlich nicht ist. Meine diesbezglich angedachte Verfassungsklage scheiterte leider aus formalen Grnden, weil ich unter der Berufungsgrenze blieb. Ich hatte nicht bedacht, dass ich mich als Wiederholungstter bei der Polizei htte outen mssen, und fand es dann doch zu kindisch, wegen einer solchen Angelegenheit ein zweites Mal vor Gericht zu ziehen. 
 
 

 
 Zu diesem Zeitpunkt hatte ich mir ohnehin schon ein gerttelt Ma an Feindschaften eingehandelt. Nie wieder musste ich so viel Kritik und Beschimpfung ertragen und bekam die Neiddiskussion in unserer Gesellschaft intensiver mit, ohne auch nur eine Verteidigung zu erfahren, als ich es wagte, meinerseits die Abgeordneten des Deutschen Bundestages bei der Ditendiskussion zu verteidigen: 
 
 


    
        Anmerkungen zur Diätendiskussion

     

 
 Stefan Sethe - Neue Bonner Depesche; November 1983 
 
 

 
 Nicht zu fassen: Mehr Geld fr Bonner Abgeordnete, lautete der Aufschrei einer Sonntagszeitung. Und der Deutsche Beamtenbund erklrte sffisant, man sollte doch auch die Beamtengehlter der statistisch zu errechnenden allgemeinen Einkommensentwicklung anpassen. 
 
 

 
 Worum geht es? Den Abgeordneten stehen eine zu versteuernde Dit in Hhe von monatlich 7.500 DM und eine Aufwandsentschdigung zu. Geht man davon aus, dass die Aufwandsentschdigung in vollem Umfang zur Begleichung des Mehraufwandes verwendet wird (hufig reicht die Pauschale nicht aus), so bleiben dem durchschnittlichen Abgeordneten, verheiratet, 2 Kinder, Ende 40, umgerechnet auf die lngst blichen 13 Monatsgehlter, 6.923 DM monatlich brutto. Jeder in Alter und Familienstand vergleichbare Angestellte des Bundestages, der nach der Tarifgruppe BAT I eingestuft ist, erhlt rund 1.000 DM mehr als ein Abgeordneter. 
 
 

 
 Allein in der Bundestagsverwaltung gibt es fast l00 Ministerialrte, -dirigenten und -direktoren, die finanziell auf die „armen“ Abgeordneten hinabschauen knnen. Der Bundeshaushaltsplan 1983 verzeichnet 2.245 Beamte in den sogenannten B-Gruppen, deren 40-Stunden-Woche weit besser honoriert wird als die 60- bis 80-Stunden-Wochen der Abgeordneten. 
 
 

 
 Jetzt bitten die Abgeordneten nach 7 Jahren, in denen die durchschnittlichen Einkommen um 40% gestiegen sind, sehr dezent um die Anpassung an die Einkommensentwicklung wenigstens des vergangenen Jahres, d. h. um eine Erhhung von etwa 3% und um eine entsprechende Regelung auch fr die Zukunft. 
 
 

 
 Falls sich der Deutsche Beamtenbund ebenfalls zu der Rosskur eines 7-jhrigen Gehaltsstopps bereit erklrt, wird sicher niemand mehr etwas dagegen haben, auch fr die Beamten eine hnliche Regelung zu suchen. Das bedeutet allerdings: keine Besoldungserhhungen bis 1990. Ob wenigstens die besagte Sonntagszeitung fr 1,40 DM ihren Preis bis in die 90er Jahre stabil hlt? 
 
 

 
 Aber auch mit dem Bundestagsprsidenten hatte ich es mir verdorben, was mir anschlieend einen Tadel meines Fraktionsvorsitzenden einbrachte: 
 
 


    
        Bundestagspräsident

     

 
 Stefan Sethe - Neue Bonner Depesche; April 1982 
 
 

 
 Rcktritt nahegelegt 
 
 

 
 Hat Bundestagsprsident Richard Stcklen seine Amtsp?ichten verletzt? Seine Amtsfhrung lst zunehmend Unbehagen aus. 
 
 

 
 Es ist guter parlamentarischer Brauch, dass der Bundestagsprsident von der zahlenmig strksten Fraktion gestellt wird, auch wenn diese Fraktion keine parlamentarische Mehrheit auf sich vereinigen kann. Es ist ebenso guter parlamentarischer Brauch, dass der so bestellte Bundestagsprsident keine Zweifel an der Unparteilichkeit seiner Amtsfhrung aufkommen lsst. Zwar ruht whrend seiner Amtszeit nicht seine Parteimitgliedschaft, und selbstverstndlich kann er weiter aktiv am Wahlkampf teilnehmen; vom zweiten Mann im Staate wird man jedoch bei derartigen Anlssen vorbildliches Verhalten erwarten knnen und mssen. 
 
 

 
 30 Jahre lang bot die korrekte Amtsfhrung von fnf CDU-Prsidenten und einer SPD-Prsidentin keinen Anlass zur Sorge. Dem ersten von der CSU gestellten Bundestagsprsidenten war es beschieden, auf einer Wahlveranstaltung derartig aggressiv zur Sache zu gehen, dass sich mehr als nur gelinde Zweifel an der Unparteilichkeit seiner Amtsfhrung einstellten. Einmal abgesehen davon, dass Stcklen vom „Saustall“ und „langanhaltender Krise“ der Bundesregierung sprach, postulierte er auch: Was sich alle Gruppen der Bevlkerung nach dem Kriege aufgebaut htten, drfe nicht „aus niedriger sozialistischer Betrachtung wieder zerschlagen werden“. Die Emprung der ffentlichkeit war einhellig. Nicht nur der stellvertretende Vorsitzende der F.D.P.-Bundestagsfraktion, Hans-Gnter Hoppe, legte Stcklen den Rcktritt nahe. Angesichts der einmtigen Verurteilung lie Stcklen widerstrebend verknden, falls man ihn missverstanden habe, bedauere er dies. 
 
 

 
 Eine solche Erklrung war freilich wenig geeignet, die Gemter zu beruhigen, denn missverstanden hatte ihn gewiss niemand. Also sah sich der Bundestagsprsident zu einer weiteren Erklrung gentigt: Falls er die Dinge, die die Deutsche Presse-Agentur auf jener Veranstaltung mitgeschnitten hatte, wirklich gesagt habe, so bedauere er dies. F.D.P. und SPD gaben Entwarnung - doch zu frh, wie sich herausstellte. Denn sofort hatte der zweite Mann im Staate einen Beitrag frs CSU-Organ verfasst, worin er seine soeben ausgesprochene Entschuldigung zur Unkenntlichkeit relativierte. Er zieh die Regierungsparteien der Unfairness, weil sie ihm einen Maulkorb umhngen wollten, um von ihren eigenen Schwierigkeiten abzulenken. Tags darauf unterstrich er nochmals ganz handfest, wie er die Unparteilichkeit seines Amtes auslegt, indem er nmlich als Bundestagsprsident einem Parteifreund zur gewonnenen Kommunalwahl gratulierte: „Lieber Paul, mit herzlichster Verbundenheit Dein ...“; - verffentlicht in den offiziellen „Mitteilungen aus dem Bundestag“ Nr. 14. 
 
 

 
 Amtsfhrung  la Franz-Josef Strau. Wahlverwandtschaften zum CSU-Vorsitzenden lassen sich halt nur schwer abstreifen. 
 
 

 
 

 
 Irgendwann wurde ich bei Erwhnung meines Namens nicht mehr gefragt, ob ich mit dem ehemaligen Herausgeber der FAZ, Paul Sethe (mein Onkel), verwandt sei sondern ob ich etwas zu tun htte, mit jenem Stefan Sethe im Bundestag. Da endlich glaubte ich, es „geschafft“ zu haben. 
 
 Aber was hatte ich denn „geschafft“? Mich selbst hatte ich in Szene gesetzt. Mehrfach wchentlich konnte ich meinen Namen in der Presse lesen. Aber das ist zu wenig, um verantwortliche und verantwortbare Politik zu betreiben und zu gestalten. Nur wer ber ein fundiertes Wertesystem, eine profunde Ausbildung, Stehvermgen, Geduld, Eloquenz und letztlich auch ber eine stabile Physis verfgt hat eine Berechtigung, politisch ttig sein zu drfen. Jeder andere wird ber kurz oder lang scheitern. 
 
 


    
        Und ich scheiterte!

     

 
 Carl-Chr. Kaiser kommentierte meinen fluchtartigen Rckzug aus der Politik sehr schmeichelhaft in der DIE ZEIT am 20.12.1985 Nr. 52 in der Rubrik „BONNER BHNE“ 
 
 

 
 Kehraus in Eile 
 
 

 
 Wenn denn zum Fest des Friedens und der inneren Einkehr gleichwohl vom Bonner Stress die Rede sein muss: Von einem ist sozusagen eine ganz private Weihnachtsbotschaft gekommen. Stefan Sethe, seit fnf Jahren Pressesprecher der FDP-Fraktion, hat ffentlich mitgeteilt, er quittiere seinen Job zum Jahreswechsel, weil er sich endlich wieder mehr „um seine Seele und seine drei Kinder kmmern und neue Energien fr die liberale Sache tanken“ will. Seine Frau macht’s mglich, weil sie in ihren Beruf als Lehrerin zurckkehrt. 
 
 

 
 Wie viele haben das in Bonn mit Neid und Bewunderung registriert? Die, wie Sethe, zum Beispiel in den Zeitungen nur noch die berschriften lesen knnen, Bcher ohnehin nicht, weil die Maschinerie fortwhrend schneller luft und stndig komplizierter wird? Bei denen immer nur Output verlangt wird und keiner nach dem Input fragt? Stefan Sethe ist erst vierunddreiig. Aber an Einsicht und Konsequenz – wenn man sie sich denn leisten kann – ist er vielen Bonnern um Jahre voraus. 
 
 Carl-Chr. Kaiser 
 
 

 
 Bis heute habe ich ein schlechtes Gewissen, dass ich mit meiner letzten Presseerklrung als Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion diesen uerst sympathischen, klugen und geachteten Journalisten alter Garde zu einer solchen Hymne verleitet hatte, denn ganz so, wie ich es dargestellt hatte, und wie es vertrauensvoll vom Doyen der Bonner Journalistengarde weitergegeben worden war, war es nicht gewesen: 
 
 


    
        Wendepunkt

     

 
 Der Wendepunkt meiner politischen Laufbahn hatte schon an einem sonnigen Tag Anfang Mai 1984 begonnen. Dienstags finden traditionsgem bei den Bundestagsfraktionen die Fraktionssitzungen satt. Die FDP-Fraktion hatte sich wieder einmal dem Diktat ihres Bundesvorsitzenden, Bundesauenministers und Vizekanzlers Hans-Dietrich Genscher gebeugt. Noch nie hatte er sich aus der sicheren Deckung gewagt. Vorsichtig taktierend lie er andere die Fhler ausstrecken und sich ggf. die Finger verbrennen oder gar abstrzen. Erst wenn er sich seiner Sache absolut sicher war und risikolos ein neues Gebiet betreten konnte, nahm er es in Besitz. Ein ausgeklgeltes System von Abhngigkeiten, Belohnungen, Bestrafungen und ein permanenter Druck sorgten dafr, dass er auf einmal erobertem Terrain wie ein Feudalfrst schalten und walten konnte. Genscher beherrschte dieses Spiel wie kaum ein zweiter. 
 
 

 
 An jenem Tag hatte Genscher der Fraktion erffnet, man werde im Zuge der beschlossenen Steuergesetze auch ein Amnestiegesetz beschlieen mssen. Wieder einmal hatte es keine ernstzunehmende Gegenreaktion gegeben. Brav hatten alle, bis auf wenige Enthaltungen, die Hand gehoben. Erst das emprte Medienecho am kommenden Morgen lie etliche zusammenzucken. Auch ich hatte Skrupel. Es handelte sich ja nicht um eine x-beliebige Steuergesetzgebung und eine x-beliebige Amnestie, die man in der Tat in aller Regel immer dann gleich mit beschloss, wenn ein frherer Straftatbestand in einem neuen Gesetz nicht mehr fr strafwrdig empfunden wurde. In diesem Fall ging es um die steuerliche Behandlung von Parteispenden, und was mit jenen bedauernswerten Spendern und Schatzmeistern passieren sollte, die in frheren Jahren, zum Teil sogar mit tatkrftiger Untersttzung der Finanzbehrden, gegen die einschlgigen Bestimmungen verstoen hatten. Letztlich kam die Amnestie vor allem den Abgeordneten selbst zugute. Eine solche strafrechtliche Selbstamnestie konnte zwar formaljuristisch und logisch nachvollzogen werden, sprengte aber die blichen demokratischen und moralischen Gepflogenheiten, und entsprechend hart und mit Unverstndnis reagierte die ffentlichkeit. 
 
 

 
 Gleich am nchsten Morgen rief ich meinen Fraktionsvorsitzenden, Wolfgang Mischnick, in Kronberg, seinem Wohnort im Taunus, an, berichtete von meinen Gewissensnten, die es mir schwer machten, den gestrigen Beschluss der Fraktion mit zu tragen. Mischnick, der natrlich verstand, was seinen Sprecher da qulte, aber sich selbst schon viel zu oft in seinem Leben den so genannten Sachzwngen gebeugt hatte, um noch ein intaktes Rckgrat zu besitzen, antwortete lapidar in seiner typisch vorsichtig-abwgenden Art: So, wie ich es she, knne man es auch sehen. Daraus zog ich den natrlich nicht ganz korrekten Schluss, dass ich eine Art Freibrief bekommen hatte, meine Sichtweise auch deutlicher vertreten zu drfen. 
 
 

 
 Als die ersten Journalisten bei mir anriefen, erklrte ich ihnen, so eindeutig sei die Stimmungslage in dieser Frage keineswegs gewesen, es habe durchaus auch ernstzunehmende Gegenstimmen gegeben. Die Journalisten wollten Namen haben - und die lieferte ich, nicht ohne zuvor mit den jeweiligen Abgeordneten gesprochen und ihnen nahe gelegt zu haben, sie mssten angesichts des ffentlichen Protestes und der Stimmung an der Parteibasis ihre bisher nur zaghaft geuerten Vorbehalte verdeutlichen. So geschah es. Nach und nach wagten sich einige Abgeordnete aus der Deckung und bekundeten, gegen den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen stimmen zu wollen. Dies war umso leichter, als es sitzungsfreie Wochen waren. D.h. die Abgeordneten waren in ihren Wahlkreisen geblieben. Dort konnten sie jeweils als kleine Knige agieren, Selbstvertrauen tanken, und die Peitsche des Vorsitzenden drohte nur aus der Ferne. 
 
 

 
 Die Meinungsentwicklung wurde von mir akribisch registriert und den Medienvertretern mitgeteilt. Besorgt rief FDP-Parteisprecher Schmlling im Auftrag seines Chefs bei mir an, ob denn die tglichen „Wasserstandsmeldungen“ wirklich erforderlich seien. Doch ich lie mich nicht beirren. Im Gegenteil: Zwei Tage spter griff ich zu einem Kunstgriff und rechnete all jene, die sich bislang nicht ffentlich geuert hatten, zur Ablehnungsfront, zhlte also nur noch jene, die sich inzwischen dezidiert fr das Gesetz ausgesprochen hatten, zu den Befrwortern. In der ffentlichkeit entstand so der Eindruck, die Mehrheit der Fraktion sei inzwischen gegen das Gesetz, ein Abstimmungserfolg im Bundestag sei nicht mehr gesichert. Eine schlichte Probeabstimmung htte sofort das genaue Gegenteil ergeben, denn die schweigende Mehrheit ist immer bei den Mchtigen, in diesem Fall beim Parteivorsitzenden und seiner Linie. Aber zusammen mit der brodelnden Parteibasis in den Kreisen wirkte ich offenbar so berzeugend, dass selbst Genscher von seinem sonst ausgezeichneten politischen Instinkt verlassen wurde. Er wurde wieder zum ngstlichen Taktierer und machte einen fr ihn sehr verhngnisvollen Fehler: 
 
 

 
 Angestachelt von Bundeskanzler Kohl erklrte er theatralisch, er und der Fraktionsvorsitzende Mischnick wrden zurcktreten, wenn das Gesetz nicht beschlossen wrde. Kohl frchtet nicht ganz zu Unrecht um die Mehrheit in dieser Frage auf dem wenige Tage spter beginnenden CDU-Parteitag in Stuttgart. Tatschlich traf dort der Bundeskanzler trotz seiner sehr emotionalen Rede auf energischen Amnestie-Widerstand z.B. von den damals noch „Jungen Wilden“, wie Roland Koch, Christoph Bhr, Christian Wulff. - Es mag allerdings bezeichnend sein, dass ausgerechnet diese drei Jnglinge sich in spteren Jahren selbst in Spendenaffren verstrickten, die ihre Karrieren nachhaltig beendeten und eine weiteres politische Ttigkeit unmglich machten. 
 
 

 
 Genscher whlte fr seine Rcktrittsdrohung, in die er den als integer geltenden Mischnick gleich mit einbezogen hatte, den Freitagabend, da er annehmen konnte, dass die Fraktionspressestelle nicht mehr besetzt und eingehende Agenturmeldungen nicht mehr berwacht wrden. Hinzu kam, dass sich Mischnick in diesen Tagen zu einer privaten Reise bei seiner Tochter aus erster Ehe in Dresden befand. Die Gegend um Dresden galt in der DDR-Bevlkerung als „Tal der Ahnungslosen“, weil man im Dresdner Raum aufgrund der geografischen Lage weder West-Fernsehen noch West-Rundfunk empfangen konnte. Wolfgang Mischnick wrde also Genschers perfide Drohung nicht kommentieren, geschweige dementieren knnen. 
 
 

 
 Nun hatte ich diese Meldung aber dennoch in den 18 Uhr Nachrichten gehrt, mir rasch den Originaltext bei der Deutschen Presseagentur besorgt und mich sofort ans Telefon begeben. Die Whlscheibe lief hei. Anderthalb Stunden dauerte es, bis ich endlich eine Verbindung zu meinem Chef in Dresden bekam. Das Gesprch selbst dauerte nur wenige Sekunden. Ich berichtete von der Rcktrittsdrohung des Parteivorsitzenden und fragte, ob Mischnick ebenfalls mit Rcktritt gedroht hatte, wie dies von Genscher behauptet worden war. Natrlich hatte Mischnick dies nicht getan. Es htte auch berhaupt nicht zu seiner vorsichtig abwgenden Art gepasst. Mischnick ermchtigte mich, dies mitzuteilen, sollte jemand nachfragen. 
 
 

 
 Ich wartete natrlich keineswegs, bis jemand „nachfragte“. Ich dementierte sofort und offensiv bei allen Agenturen: Niemals htte Mischnick eine solche Rcktrittsdrohung ausgestoen. Und dann ritt mich noch ein wenig der Teufel, indem ich meiner Erklrung hinzufgte, der Fraktionsvorsitzende sei immer der Ansicht gewesen, dass es gerade bei dieser Frage der freien Entscheidung jedes einzelnen Abgeordneten berlassen bleiben msse, wie er abstimme. Dies hatte Mischnick zwar in einer frhen Phase der Meinungsbildung tatschlich gesagt, aber zum jetzigen Zeitpunkt und in diesem Zusammenhang konnte es von Genscher nur so verstanden werden, dass Mischnick selbst nicht mehr an einen Erfolg der Gesetzesinitiative glaubte. Schon die Tagesschau um 20 Uhr brachte mein Dementi. Eine Stunde spter kam dann auch eine mde Erklrung Genschers, er sei „missverstanden“ worden. 
 
 

 
 Was sich Genscher als taktischen Vorteil ausgerechnet hatte, nmlich dass Mischnick abwesend und fr eine normale Unterredung schier unerreichbar war, hatte sich, ohne dass Genscher dies schon bewusst war, zu einem entscheidenden, fr ihn uerst bedrohlichen Nachteil entwickelt. Mischnick htte ihm aufgrund seines erheblich besseren Gefhls fr die Stimmungslage in der Fraktion sofort jede Befrchtung nehmen knnen, was das Abstimmungsverhalten im Hinblick auf das Amnestiegesetz betraf. Die Mehrheit war deutlich gesichert. hnlich, wie beim Parteitag der CDU, wo am 10. Mai dann doch kaum ein Drittel der Delegierten gegen das Amnestievorhaben stimmten, stand auch die FDP-Fraktion noch mit groer Mehrheit zum Vorhaben. Da Mischnick aber an der entscheidenden Prsidiumssitzung nicht teil nahm, weil er noch nicht wieder von seiner Reise in die DDR zurckgekehrt war, verlie sich Genscher auf das von mir mit erzeugte Stimmungsbild und sah das Projekt gescheitert. Er blies zum Rckzug. 
 
 

 
 Heute frage ich mich, wie es passieren konnte, dass dieser Stratege, dieser, wie es selbst sein „Parteifreund“ Mischnick formulierte: „Meister von Lug und Trug“, von Verschleierung und Intrige, meine banalen Schachzge nicht durchschaut hatte. Meine damalige Ehefrau hatte anlsslich einer Weihnachtsfeier im Bonner Presseclub mit Genscher getanzt und ihm in ihrer charmant-spontanen Art an den Kopf geworfen, dass sie ihn fr einen Lgner halte. Genscher hatte dies, wie sie mir anschlieend berichtete, sogar unumwunden zugegeben, verbunden allerdings mit einer gehrigen Portion Selbstmitleid: Ja, er habe sich die Politik anfangs auch anders vorgestellt. - Vielleicht hielt er mich einfach nicht fr fhig, ein hnliches Verhalten an den Tag zu legen, wie er selbst es perfektioniert hatte? Ich galt bei den Journalisten als fast schon zu ehrlich. Ich sagte zwar nicht alles, was ich wusste, aber niemals die Unwahrheit. Das hatte meinen Erklrungen den Ruf absoluter Zuverlssigkeit und Seriositt eingetragen, wie berhaupt Fraktion und Fraktionsfhrung sich durch fast schon zu biedere Redlichkeit auszeichnete. Fraktionschef Mischnick, immer um eine vertrauensvolle Partnerschaft mit seinem Kollegen von der SPD, Herbert Wehner, bemht, litt schrecklich unter Genschers scheinheiligen Andeutungen und den bswilligen Stichelleien hinter vorgehaltener Hand, mit denen Genscher und sein Adlatus, Parteisprecher Schmlling, den Koalitionswechsel vorbereitet hatten. 
 
 

 
 Genscher trug schwer an seiner Niederlage. Zwei Tage spter teilte er Bundeskanzler Kohl mit, dass das Amnestiegesetz zum Scheitern verurteilt sei. Es war dies wohl ein erstes Zeichen von Schwche bei Genscher, auf das Kohl schon lange gewartet hatte. Es war noch nicht lange her, da hatte er Genscher dringend gebraucht, um an die Macht zu kommen. ber den Gartenzaun ihrer aneinander grenzenden Grundstcke in einem kleinen Drfchen Pech vor den Toren Bad Godesbergs hinweg hatten die beiden Nachbarn die Einzelheiten besprochen. In der Folge hatte sich Genscher als der Macher und heimlicher Regierungschef aufgespielt und Kohl hatte manche versteckte Spitze ertragen mssen. 
 
 

 
 Kohl ging vllig zu Unrecht der Ruf voraus, dem Amt intellektuell nicht gewachsen zu sein. Auch ich hatte mich zunchst gewundert, wie ein Mensch, der mitunter unglaubliche Plattitden ablieferte, Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland werden konnte. Aber schon bald hatte ich erkannt, dass dieser Mann insofern allen seinen Widersachern berlegen war, als er weit sparsamer mit seinen Krften umgehen konnte. Bei Hintergrundgesprchen im Presseclub und bei gelegentlichen Einladungen im Kanzleramt konnte ich ihn mehrfach sehr intensiv beobachten. Es lief immer nach gleichem Muster ab: 25 Minuten plapperte dieser Brocken drauflos als se er in der Kneipe am Stammtisch. Das waren die Entspannungsphasen. Dann konzentrierte er sich fnf Minuten und brachte die kompliziertesten Dinge erstklassig auf den Punkt. In diesen fnf Minuten war es ein Genuss, ihm zuzuhren. Gleich drauf versank er aber wieder in unsglichem Stammtischgeschwtz. 
 
 

 
 Ich hatte daher schon bald aufgehrt, Kohl zu unterschtzen. Genscher fhlte sich Kohl jedoch weiterhin intellektuell haushoch berlegen und uerte dies wohl auch gelegentlich im kleineren Kreis, was Kohl natrlich zugetragen wurde. Zunchst lie Kohl Genscher in seinem Glauben, - bis zu jenem Amnestiedebakel. Endlich konnte er Genscher auf das Ma zurechtstutzen, welches er blicherweise in seiner Nhe duldete. Sein Machtinstinkt (den leider auch „Enkelin“ Angela Merkel auszeichnet) lie es nicht zu, dass „andere Gtter“ neben ihm agierten. So, wie an jenem Tag, drfte Genscher Kohl noch nie erlebt haben. War er bislang - wenn nicht von einer Freundschaft, so doch - von einer fairen Partnerschaft zwischen beiden ausgegangen, so sah er sich jetzt wohl eines Besseren belehrt. Kohl muss ihm unter vier Augen mehr als deutlich gemacht haben, dass er mit einem Menschen, der seine Leute so wenig im Griff hat, knftig nur noch eingeschrnkt zusammenarbeiten knne. Zumindest zeigte diese „Unterredung“ rasch Wirkung: Am Freitag darauf erklrte Genscher am Abend im ZDF, er werde als Vorsitzender zurck treten. Die bergabe des Staffelholzes an Martin Bangemann erfolgte dann zwar noch nicht gleich beim nchsten Parteitag im Juni, aber Anfang 1985 beim FDP-Parteitag in Saarbrcken. 
 
 

 
 Fr die Partei war dies ein Segen. Sie erholte sich rasch von der Versteinerung und Knebelung, die sie unter Genscher hatte erdulden mssen, wurde wieder beweglich und innovativ. Genscher selbst wurde auch wieder entspannter. Er hielt die Nhe zur Jugendorganisation, den Julis, die er nach Bedarf fr eigene Zwecke als schlagkrftige Kadertruppe einsetzen konnte, und gab zu erkennen, dass es ihm letztlich gleichgltig sei, wer „unter ihm“ Parteivorsitzender sei, eine Attitde, die er bis heute pflegt und die umzusetzen ihm unter dem frhlichen Lebemann Bangemann besonders leicht fiel. 
 
 

 
 Dass er gleichwohl entscheidend an Macht eingebt hatte, merkte er erst etliche Jahre spter, als ihn Kohl als Bundesprsident verhinderte. Und das, obwohl Genscher alles auf eine Karte gesetzt und schon zwei Jahre vor der Bundesprsidentenwahl auf sein Ministeramt verzichtet hatte. Kohl hingegen weidete sich an der endgltigen Demontage seines ehemaligen Gartenzaun-Nachbarn und „Mnnerfreundes“, verweigerte den Dank fr seine von Genscher mit eingeleitete Kanzlerschaft und schickte statt dessen Roman Herzog erfolgreich ins Rennen. Wie eminent wichtig ihm die im Weltmastab doch eher banale Parteispendenepisode immer gewesen war, wurde ganz deutlich, als er sich 1999 weigerte, Parteispender zu nennen, womit er seine eigene Reputation und sein „Lebenswerk“ ohne Rcksicht auf Verluste massiv und nachhaltig beschdigte. Genscher htte dies wissen mssen – schon gar, wenn er Kohls Rede auf dem CDU-Parteitag am 10. Juni 1984 aufmerksamer verfolgt htte. 
 
 

 
 Aber auch meine Karriere neigte sich dem Ende zu, bevor sie richtig begonnen hatte. In der nchsten Fraktionssitzung, die auf jene schicksalsschwere Woche folgte, wurden jene Abgeordneten hart gergt, die zu freimtig ber ihre Bedenken zum geplanten Amnestiegesetz ffentlich Stellung bezogen hatten. Der sptere Staatsminister im Auswrtigen Amt, Helmut Schfer, versteckte sich angstvoll hinter meinen noch nicht sehr breiten Schultern: „Ja, wenn ihn die Pressestelle der Fraktion, Herr Sethe, anriefe und dazu aufforderte ...“ Alle Augen richteten sich auf mich. Wenn man mir jetzt sofort den Stuhl vor die Tr gestellt htte, ich htte dies als folgerichtig akzeptiert. Man lie aber noch ber ein Jahr verstreichen, bevor man den bei solchen Manahmen immer sehr zgerlichen Mischnick zum Handeln zwang. 
 
 

 
 An einem schnen Morgen, es war ein Freitag, der 13., im Advent, als ich – immer noch politisch sehr naiv – glaubte, Gras knne ber die Sache gewachsen sein, wurde mir ohne jede Andeutung oder gar Vorwarnung mitgeteilt, man habe einen Nachfolger fr mich gefunden; ich knne aber gerne noch den Vormittag nutzen, meinen Schreibtisch aufzurumen. Ein Schlag von Boxweltmeister Muhammad Ali htte mich weniger aus der Bahn geworfen. Ich nutzte die verbliebenen Stunden, um den Abschied von der Fraktion als von mir selbst beschlossen darzustellen (um eine „Denkpause“ einzulegen), womit ich letztlich auch noch meinen bis dahin erworbenen Ruf als immer offener und vertrauenswrdiger Pressesprecher einbte. 
 
 

 
 Anschlieend bat mich brigens Graf Lambsdorff zu sich, nicht eben bekannt fr Gefhlsduselei, aber ein aufrechter, integerer Mensch. Wohl wissend, dass ich nicht ganz unschuldig daran war, dass er nicht in den Genuss des Amnestie-Gesetzes gekommen war, was ihm immerhin sein Amt als Wirtschaftsminister gekostet hatte (und spter noch eine strafrechtliche Verurteilung einbringen sollte), entschuldigte er sich fr die Fraktionsfhrung: Wir seien zwar nicht immer einer Meinung gewesen, aber die Art und Weise, wie man sich jetzt von mir getrennt habe, sei vllig inakzeptabel. 
 
 

 
 Er knnte Recht gehabt haben, aber ist man in der Politik nicht nur so lange diplomatisch zurckhaltend, wie man sich Vorteile davon verspricht? So scheint es uns zumindest Niccol Machiavelli in seinem „Il Principe“ zu lehren. Wer sich allerdings die Mhe macht auch in Machiavellis nachdenklicheres und weniger plakatives Werk, die „Discorsi“, hinein zu lesen, wird feststellen, dass er Moralitt sehr wohl als mittelfristiges Erfolgsrezept auch und gerade in der Politik fr dringend erforderlich hielt. 
 
 

 
 Fr mich war die formale Karriere beendet. Ich bekam zwar auch anschlieend noch interessante Aufgabenbereiche bertragen, aber von Machtphantasien in der „groen Politik“ hatte ich mich bereits mit Mitte 30 endgltig verabschiedet, zumal man in unserem System so etwas wie originre Einflussmglichkeit ohnehin nur noch in der Kommunalpolitik verspren kann, und auch das nur, wenn man neben den oben schon angesprochenen Attributen ber ausreichend Charisma verfgt, um gengend Verbndete fr seine Ideen zu finden. 
 
 

 
 Zunchst engagierte ich mich fr den im Aufbau befindlichen kologischen Verkehrsclub der Bundesrepublik Deutschland, wie er damals noch hie. Meine Kontakte zur Presse waren noch „warm“, so dass man mich hin und wieder zu Kolumnen aufforderte: 
 
 


    
        VCD

     

 
 Stefan Sethe - Hamburger Abendblatt; 12.7.1989 
 
 

 
 Selbst einzelne Automobilmanager bekommen schon kalte Fe. Volvo-Chef Gyllenhammar und Ex-Ford-Chef Goeudevert sehen pltzlich die Motorisierungs-Sackgasse. Sie fordern: „Autos raus aus der City“, beschwren den drohenden Verkehrsinfarkt und wnschen mehr Gelder und mehr Platz fr Bus und Bahn. 
 
 

 
 Der Verkehrsclub fr Umweltbewusste (VCD) fordert schon lange den Ausstieg aus der Autogesellschaft. Natrlich kann eine Gesellschaft wie die Bundesrepublik (noch?) nicht vllig auf den Autoverkehr verzichten, aber unsere Auto-Fixiertheit muss einer realistischen Einstellung weichen. Der Katalysator verringert die Waldkillergase, aber er beseitigt sie nicht. Er hilft auch nicht gegen Treibhausgase aus dem Auspuff. Umweltschden, Unflle, Verkehrslrm und das Zubetonieren der Landschaft nehmen weiter zu. 
 
 

 
 Whrend aber die vergleichsweise saubere Bahn jeden Meter Schiene selbst finanzieren muss, bezuschusst der Staat den Straenbau in unertrglicher Weise. Verzichtete man allein auf den weiteren Fernstraenbau, knnten Busse, Straen und U-Bahnen in der ganzen Republik zum Null-Tarif fahren. Wie berall im Umweltschutz muss auch fr den Autoverkehr das Verursacher-Prinzip gelten: Wer Umwelt vernichtet, soll dafr bezahlen mssen. Das Autofahren muss sprbar teuer werden. Wir brauchen Tempolimits. Gter mssen auf die Bahn. Gegen all dies struben sich jedoch Bundesverkehrsminister Zimmermann und ADAC-Prsident Flimm. Statt als Mittler zwischen Brgern und Industrie aufzutreten, haben beide den Anschluss an die modernen Erfordernisse des Umweltschutzes - wie er im Ausland schon an vielen Orten erfolgreich praktiziert wird - lngst verloren. Deshalb rufen die groen Umweltverbnde (BUND, DNR), Knstler (GRASS und STAECK) Jusos, Grne, ja sogar kirchliche Organisationen zum Austritt aus dem „Auto Darf Alles Club“ auf. 
 
 

 
 Schlielich mssen unsere Stdte wieder den Menschen gehren, nicht den Autos. Hamburg hat ein leistungsfhiges und ausbaufhiges System des ffentlichen Nahverkehrs. Hamburg knnte Modellstadt fr ein umweltfreundliches Verkehrssystem werden. Der Senat braucht jedoch die deutliche Untersttzung der Bevlkerung gegen den Autolobbyismus der ADAC-Motorwelt. 
 
 Stefan Sethe ist Geschftsfhrer des Verkehrsclubs der Bundesrepublik e.V. (VCD). 
 
 

 
 In der Aufbauphase dieses grn-alternativen Verkehrsclubs machte man mich zum Bundesgeschftsfhrer. Wir arbeiteten hart und selbstausbeuterisch fr halbes Gehalt bei doppelter Arbeitszeit, und selbst die jeweilige Grund-Einstufung war schon weit untertariflich bemessen. Ich wurde besonders misstrauisch beugt. Nicht nur, weil ich von der FDP kam, sondern auch, weil ich nicht, wie meine Mitarbeiter erst gegen Mittag eintrudelte, sondern immer schon morgens vor Acht am Schreibtisch sa, dafr aber mit einem vorwurfsvollen: „Was, Du gehst schon?“ belegt wurde, wenn ich kurz vor der Tagesschau zu Weib und Kindern entschwand. Den Respekt meiner Arbeitsumgebung musste ich mir erst mhsam erkmpfen. 
 
 

 
 Meinen Mitarbeitern gegenber agierte ich zunchst viel zu vorsichtig. So ging ich z.B. davon aus, bei den Grnen sei hierarchisches Denken und Verhalten verpnt, und alles msse man im groen Kreis durchdiskutieren und abstimmen. Erst nach und nach begriff ich, dass man zwar sehr viel Wert auf vordergrndige demokratische Mitsprache legt, aber gleichwohl klare Richtungsvorgaben und deren Durchsetzung erwartet. Lediglich im vorsichtigeren Ton unterschied man sich von den mir bekannten Strukturen. Meine anfngliche Strategie des Runden Tisches wurde bald schon ausgenutzt. Als ich mich z.B. wieder einmal mit meinen Sachgebietsleitern zu einer Besprechung zusammengefunden hatte, erklrten diese mir, sie fnden es ungerecht, dass ich (mit 50% von BAT III) mehr verdiente als sie (50% von BAT IV). Schlielich wrden sie mindestens genauso hart arbeiten wie ich. Ich zgerte keine Sekunde: Natrlich war ich bereit, meine paar Mark Mehrverdienst auf die Beteiligten aufzuteilen, so dass jeder das gleiche verdient. (Ich habe ohnehin nie verstanden, warum man fr Chef-Ttigkeiten, die Spa machen, weil sie mit mehr Verantwortung, Kreativitt, gesellschaftlicher Anerkennung und Freiheiten verbunden sind, wie z.B. eine Professorenstelle, Arzt, Pfarrer, Wirtschaftsboss etc. mehr verdienen soll als ein Fliebandarbeiter, Mllwerker etc., die fr ihre unangenehme Ttigkeit auch noch schlecht bezahlt werden.) Allerdings erwartete ich dann aber auch die gleiche Solidaritt und sozialistische Gesinnung bei meinen Sachgebietsleitern, denn kaum bestreitbar zeigten doch die Sachbearbeiter und Sekretrinnen und sonstigen Hilfskrfte in unserem Team nicht weniger Einsatz als alle anderen, so dass es nur gerecht und konsequent sei, auch den Mehrverdienst der Sachgebietsleiter nun ihrerseits auf die noch schlechter verdienenden (BAT V und VI) Mitarbeiter aufzuteilen. 
 
 

 
 Das war dann aber wohl zu viel Gerechtigkeit und Sozialismus. Die Gehaltsfrage wurde zumindest nie wieder zum Thema einer Dienstbesprechung gemacht. 
 
 

 
 Gleichwohl musste ich mir das Scheitern meiner politischen Bemhungen eingestehen. Ausschlaggebend war schlielich der Streit um die Mitgliedschaft von Gnther Grass. Mit sehr viel Mhe war es mir gelungen, diesen Trger des Literaturnobelpreises dazu zu bewegen, ffentlich zum Austritt aus dem bermchtigen ADAC und zum Eintritt in unseren Verkehrsclub aufzurufen, was auch auf die gewnschte Resonanz stie. Zumindest war es ein grerer Mosaikstein, der entscheidend dazu beitrug, dass sich die Mitgliederzahl binnen weniger Monate verdreifachen konnte. Ich schlug daher vor, Grass, der sonst gewiss nicht beigetreten wre, weil er selbst nicht mal einen Fhrerschein besa, eine kostenlose Ehrenmitgliedschaft anzudienen. Mit Hinweis auf die SPD-Zugehrigkeit von Grass wurde dies vom Vorstand, der sich nahezu ausschlielich aus Grnen rekrutierte, abgelehnt. 
 
 

 
 So viel Illiberalitt konnte ich dann doch nicht einfach wegstecken. Und als man mir auch noch die Probezeit verlngern wollte, kndigte ich. Zur Ehrenrettung der Grnen, denen ich inzwischen als Parteimitglied angehre, sei erwhnt, dass diese radikal-intolerante Sturm und Drangzeit der 80er Jahre zum Glck der Vergangenheit angehrt. 
 
 

 
 Anschlieend fhrte mich mein Weg ber etliche Zwischenstationen als Aufbauhelfer fr das Ministerium fr Wissenschaft, Forschung und Kultur in Brandenburg, Stellvertretender Regierungssprecher von Thringen und Verwaltungsjurist (u.a. zustndig fr die Deregulierung und den Verbraucherschutz in Thringen) wieder mehr in die Randbereiche der Politik. Meist war ich auch parteipolitisch aktiv, wirkte journalistisch und bettigte mich in diversen kommunalpolitischen Verbandsstrukturen. Bundespolitisch war ich hingegen nur noch marginal engagiert. 
 
 

 
 Gleichwohl – oder vielleicht gerade deswegen – mag es erlaubt sein, einige berlegungen zur praktischen und theoretischen Politik aufs Papier zu bringen, in denen sich etliche Jahrzehnte politischer Erfahrung auf unterschiedlichen Ebenen bndeln, mgen sie auch nicht immer ganz leicht eingngig sein und mitunter als provokant empfunden werden. Letztlich handelt es sich immer wieder um Ausgestaltungen und Erweiterungen jener grundstzlichen Betrachtungen, die ich im Mai 1984 mit meinem Artikel „Mehr Mut zum Liberalismus“ verffentlich hatte. 
 
 


    
        Bürokratie aus Angst vor der Verantwortung

     

 
 Allerorts wird ber zu viel Brokratie geschimpft. Ich erhielt daher vor einigen Jahren vom Ministerprsidenten Thringens den Auftrag, Einzelgesprche mit nahezu allen Brgermeistern und Landrten und den Spitzenverbnden der Wirtschaft in Thringen zu fhren, um heraus zu finden, wo der Schuh drckt, welche Bestimmungen vereinfacht werden bzw. wegfallen knnten. Die Gesprche entwickelten sich immer hnlich: Die ersten 20 Minuten waren einem globalen Frustabbau vorbehalten. Dann zog ich meinen spezifizierten Fragenkatalog hervor und uerte die Bitte, die bislang globale Kritik zu przisieren. Sptestens zu diesem Zeitpunkt wurden Fachleute hinzu gezogen, die jedoch in aller Regel nur rote Kpfe bekamen, ohne sich konkret auf berflssige Normen festlegen zu wollen oder zu knnen. Diese Normen sollten dann noch schriftlich nachgeliefert werden. - Ergebnis der ganzen Aktion: Von den Normen, deren Vernderung im Zustndigkeitsbereich des Landes lagen, wurden nur drei oder vier als berflssige angesehen. Bei zweien sah dies letztendlich auch die Landesregierung so. 
 
 

 
 Dieses ernchternde Ergebnis spiegelt nicht etwa die Sinnhaftigkeit der gesetzlichen Regelungen in unserem Lande oder anderswo wider, sondern die Angst vor der eigenen Courage. Solange man als Bauherr auftritt, rgert man sich die nachbarschtzenden Bestimmungen und mchte sie abschaffen. Sobald das Haus steht, mchte man die Normen eher noch verschrfen, damit der Nachbar nicht zu nahe rckt. Und so ist es mit nahezu allen Gesetzen und Verordnungen. Wre jeder bereit, gesunden Menschenverstand walten zu lassen und soziale Selbst- und Mitverantwortung zu bernehmen und wrde dies als Generalklausel ber jedem Gesetz stehen, brauchten wir nur noch 10 Prozent des Regelungsdickichts. Eine nicht ganz neue Erkenntnis. 
 
 

 
 Als ich vor ein paar Jahren auf einer Tagung der Deregulierungsbeauftragten in Speyer war, fand ich in der dortigen Bibliothek Protokolle von hnlichen Tagungen aus den 50er Jahren. Schon damals wurde die Regelungsdichte beklagt und wurden entsprechende berprfungskommissionen ins Leben gerufen, und schon damals bewirkten sie eher das Gegenteil. Heute sind die Bundesgesetzbltter mehr als doppelt so dick wie damals, die handwerkliche Qualitt der Gesetze und Verordnungen ist erschreckend, die Regelungsdichte trotz Computeruntersttzung kaum noch zu berblicken, und als neuste Errungenschaft befristet man heute Gesetze mit der Folge, dass sie alle paar Jahre mit groem Aufwand verlngert werden mssen. Bei Cicero heit es schon: "Summum ius summa injuria" (grtes Recht, grtes Unrecht), und Friedrich der Groe postulierte: "Gesetze men Kurtz und nicht Weitluftig seindt.
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